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Wird ein Teil eines normalen Einfamilienhauses 
von den Gesellschaftern der Betriebs-GmbH an 
diese als einziges Büro (Sitz der Geschäftslei-
tung) vermietet, so stellen die Räume auch dann 
eine wesentliche, die sachliche Verflechtung 
begründende Betriebsgrundlage im Sinne der 
Rechtsprechung zur Betriebsaufspaltung dar, 
wenn sie nicht für Zwecke des Betriebsunterneh-
mens besonders hergerichtet und gestaltet sind. 
Das gilt jedenfalls dann, wenn der Gebäudeteil 
nicht die in § 8 EStDV genannten Grenzen unter-
schreitet. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 358

BFH-Urteil vom 9.8.2006 – I R 10/06
Ein Steueranspruch ist auch dann gemäß § 233a 
AO1977 zu verzinsen, wenn sich infolge der Be-
rücksichtigung eines Verlustrücktrags keine Ab-
weichung zwischen der neu festgesetzten und 
der zuvor festgesetzten Steuer ergibt.  . . . . . . . . . 384

BFH-Urteil vom 27.9.2006 – IV R 45/04
Das sog. Bankengeheimnis nach § 30a AO 1977 
schließt nicht aus, dass einer Bank die von ihr 
vereinnahmten Erträge aus ausländischen Wert-
papieren nach § 159 AO 1977 zugerechnet wer-
den, wenn sie nicht nachweist, dass sie die Pa-
piere lediglich treuhänderisch für ihre Kunden 
hält.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 382
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